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Es ist an der Zeit, eine Bilanz der bisherigen theoretischen Erörterungen zur 
Bolle der Städte im entwickelten gesellschaftlichen System des Sozialismus 
zu ziehen, gesicherte Erkenntnisse systematisch darzustellen und so den Be­
zugspunkt weiterer Forschungen zu diesem wichtigen Gebiet des Staatsrechts 
deutlich zu machen.

I

Seit nahezu einem Jahr sind Staatsrechtswissenschaftler und Ökonomen be­
müht, die gesellschaftliche Funktion der Stadt im entwickelten gesellschaft­
lichen System des Sozialismus genauer zu bestimmen und daraus Konsequen­
zen für die rechtliche Regelung der Organisation und Tätigkeit der Organe 
der Staatsmacht, insbesondere der Stadtverordnetenversammlung als Teil 
des Systems der Volksvertretungen, abzuleiten.1 Unter Leitung des Ministers 
für die Anleitung und Kontrolle der Bezirks- und Kreisräte, Fritz Scharfen­
stein, arbeitet seit über einem halben Jahr auch eine Arbeitsgruppe des Mini­
sterrates an diesem Problem.2
Diese Untersuchungen wurden vor allem im Zuge der Verwirklichung des Be­
schlusses des Staatsrates vom 15. September 1967 über die Weiterentwick­
lung der Haushalts- und Finanzwirtschaft der Städte und Gemeinden in An­
griff genommen.3 Inzwischen hat die sozialistische Verfassung der DDR vom
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